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(Tateinheit) oder durch mehrere Taten verschiedene Straf­
rechtsnormen oder dieselbe Strafrechtsnorm mehrfach ver­
letzt (Tatmehrheit).

§64
(1) Bei Bestrafung wegen mehrfacher Gesetzesverletzung 

hat das Gericht eine Hauptstrafe auszusprechen, die dem Cha­
rakter und der Schwere des gesamten strafbaren Handelns 
angemessen und in einem der verletzten Gesetze angedroht 
ist.

(2) Das Mindestmaß einer Freiheitsstrafe wird durch die 
. höchste Untergrenze und ihr Höchstmaß durch die höchste

Obergrenze der in den angewandten Gesetzen angedrohten 
Freiheitsstrafen bestimmt.

(3) Erfordern bei einer Verurteilung wegen mehrerer Straf­
taten (Tatmehrheit) der Charakter und die Schwere des ge­
samten strafbaren Handelns eine schwerere Freiheitsstrafe, 
als es die höchste Obergrenze zuläßt, kann das Gericht diese 
überschreiten, jedoch nicht um mehr als die Hälfte. Das gesetz­
liche Höchstmaß darf nicht überschritten werden.

(4) Bei Verurteilung zu Freiheitsstrafe wegen einer Hand­
lung, die vor einer früheren Verurteilung begangen wurde, ist 
nach den Absätzen 1 bis 3 eine neue Strafe festzusetzen, so­
fern eine bereits verhängte Freiheitsstrafe noch nicht voll­
zogen, verjährt oder erlassen ist.

4 .  K a p i t e l
Besonderheiten der strafrechtlichen 

Verantwortlichkeit Jugendlicher

§65 »
Strafrechtliche Verantwortlichkeit Jugendlicher

(1) Jugendliche sind unter Beachtung der besonderen Be­
stimmungen dieses Gesetzes strafrechtlich verantwortlich.

(2) Jugendlicher im Sinne der Strafgesetze ist, wer über 
vierzehn, aber noch nicht achtzehn Jahre alt ist.

(3) Bei der Feststellung und Verwirklichung der strafrecht- 
t liehen Verantwortlichkeit eines Jugendlichen sind seine ent­

wicklungsbedingten Besonderheiten zu berücksichtigen und 
Maßnahmen einzuleiten, um die Erziehungsverhältnisse des 
Jugendlichen positiv zu gestalten und seine Persönlichkeits­
entwicklung und sein Hineinwachsen in die gesellschaftliche 
Verantwortung wirksam zu unterstützen.

§66
Schuldfähigkeit

Die persönliche Voraussetzung für die strafrechtliche Ver­
antwortlichkeit eines Jugendlichen (Schuldfähigkeit) ist in 
jedem Verfahren ausdrücklich festzustellen. Sie liegt vor, 
wenn der Jugendliche auf Grund des Entwicklungsstandes 
seiner Persönlichkeit fähig war, sich bei seiner Entscheidung 
zur Tat von den hierfür geltenden Regeln des gesellschaft­
lichen Zusammenlebens leiten zu lassen.

Absehen von der Strafverfolgung bei Vergehen
§67

(1) Der Staatsanwalt oder die Untersuchungsorgane sehen 
von der Strafverfolgung ab, wenn das Vergehen nicht erheb­
lich gesellschaftswidrig ist und zur Überwindung der sozialen 
Fehlentwicklung des Jugendlichen von den Organen der 
Jugendhilfe notwendige und ausreichende Erziehungsmaß­
nahmen eingeleitet worden sind oder nach Beratung ein­
geleitet werden.

(2) Der Staatsanwalt und die Untersuchungsorgane können 
von der Strafverfolgung absehen, wenn unter den Vorausset­
zungen des Absatzes 1 durch andere staatliche oder gesell­

schaftliche Erziehungsträger, insbesondere Betriebe oder 
Schulen, bereits ausreichende Erziehungsmaßnahmen ein­
geleitet worden sind.

§66
Unter den Voraussetzungen des § 67 kann das Gericht von 

der Durchführung eines Verfahrens absehen, wenn bereits 
ausreichende Erziehungsmaßnahmen eingeleitet worden 
sind.

§69
Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 

Jugendlichei1-

(1) Als Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
werden bei Jugendlichen angewandt:
— Beratung und Entscheidung durch ein gesellschaftliches 

Organ der Rechtspflege;
— Auferlegung besonderer Pflichten durch das Gericht;
— Strafen ohne Freiheitsentzug;
— Jugendhaft;

— Einweisung in ein Jugendhaus;
— Freiheitsstrafe.

(2) Für die Anwendung von Zusatzstrafen gelten die all­
gemeinen Bestimmungen dieses Gesetzes mit den nachfolgen­
den Besonderheiten.

(3) Die Aufenthaltsbeschränkung kann bei einem Jugend­
lichen angewandt werden, wenn seine weitere Erziehung im 
bisherigen Lebenskreis nicht gesichert, das Fernhalten von 
bestimmten Orten erforderlich und gleichzeitig eine ordnungs­
gemäße Unterbringung und Erziehung an dem vorgesehenen 
Aufenthaltsort gewährleistet ist. Das Gericht hat von der 
Aufenthaltsbeschränkung das für den bisherigen Wohnort des 
Jugendlichen zuständige Organ der Jugendhilfe zu benach­
richtigen.

(4) Das Verbot bestimmter Tätigkeiten (§ 53), die Ver­
mögenseinziehung (§ 57) und die Aberkennung staatsbürger­
licher Rechte (§ 58) finden für Jugendliche keine Anwen­
dung.

§70
Auferlegung besonderer Pflichten durch.das Gericht 

bei Vergehen
(1) Das Gericht kann dem Jugendlichen besondere Pflich­

ten auferlegen, wenn diese unter Berücksichtigung der 
Schwere des Vergehens, der Lebens- und Erziehungsverhält­
nisse des Jugendlichen und seiner moralischen und geistigen 
Entwicklung ausreichen, um seine Bewährung in der Gesell­
schaft durch eigene Leistungen zu sichern und seine Persön­
lichkeitsentwicklung durch sinnvolle, kontrollierbare An­
forderungen zu fördern.

(2) Als Pflichten können insbesondere allein oder mitein­
ander verbunden auferlegt werden:
— Wiedergutmachung des Schadens durch eigene Leistung 

im Einverständnis mit dem Geschädigten;
— Durchführung unbezahlter gemeinnütziger Arbeiten in der 

Freizeit bis zur Dauer von zehn Arbeitstagen;
— Bindung an den Arbeitsplatz für eine Dauer bis zu zwei 

Jahren;

— Aufnahme oder Fortsetzung eines Lehr- oder Ausbildungs­
verhältnisses.

(3) Kollektive der Werktätigen, befähigte und geeignete 
Bürger oder die Erziehungsberechtigten können für die Er­
füllung der Pflichten durch die Jugendlichen bürgen. Für die 
Übernahme und Beendigung der Bürgschaft gilt § 31 ent­
sprechend.


